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Kurzfassung 
Das Amt für Raumentwicklung des Kantons St.Gallen hat im Jahr 2003 im Rahmen der kanto-
nalen Richtplanung ein Warengruppenmodell eingeführt, welches helfen soll, eine flächende-
ckende Grundversorgung im Kanton zu sichern. Aus der Sicht von Wirtschaftskreisen ist dieses 
Warengruppenmodell jedoch umstritten, da der gewünschte Nutzungsmix, wie ihn moderne 
Konzepte für Einkaufszentren vorsehen, nicht an jedem Standort möglich ist. Aufgrund der po-
litischen Brisanz dieses Warengruppenmodells im Kanton St.Gallen und aufgrund mangelnder 
Erfahrung mit solchen Modellen in der Schweiz werden im Rahmen dieser Arbeit die vier Wa-
rengruppenmodelle von St.Gallen, Vorarlberg, Baden-Württemberg und Bayern dargestellt und 
miteinander verglichen. 

Der Vergleich zeigt, dass der Vorwurf gewisser Investoren, wonach die aktuelle Zulassungspra-
xis im Kanton St.Gallen restriktiver sei als diejenige im angrenzenden Ausland, nicht gerecht-
fertigt ist. Zudem wird ersichtlich, dass die Warengruppenmodelle einen wesentlichen Beitrag 
zur Erhaltung und Stärkung der Funktionsfähigkeit der Ortszentren und damit verbunden auch 
einen Beitrag zur Sicherung einer verbrauchernahen Versorgung im Siedlungsgebiet leisten. Im 
ländlichen Raum hingegen vermögen sie die Problematik der gefährdeten Grundversorgung 
nicht zu lösen. 
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1 Einleitung  

1.1 Gefährdung der Grundversorgung 

Das waren noch Zeiten, als der kleine Einkaufsladen genauso ins Dorf gehörte, wie die Kirche 
und die Poststelle! Während in den fünfziger und sechziger Jahren der tägliche Einkauf «um 
die Ecke» noch üblich war, hat sich seit den siebziger Jahren im Detailhandel, in Europa wie 
in der Schweiz, ein grundlegender Strukturwandel vollzogen. Zwischen 1970 und 1999 ver-
schwand in der Schweiz nahezu jede zweite Verkaufsstelle im Lebensmittelbereich (ohne 
Food-Fachhandel wie Bäckereien, Metzgereien etc.) während sich die gesamte Verkaufsflä-
che mehr als verdoppelt hat. Zudem ist der durchschnittliche Umsatz pro Verkaufsfläche in 
dieser Zeitspanne, aufgrund der grosszügig dimensionierten Einkaufszentren, auf die Hälfte 
geschrumpft (Verkehrsclub der Schweiz, 2001, S. 2f.). Neben diesen Entwicklungstendenzen 
gehört, als Folge der wachsenden Motorisierung, auch eine tendenzielle Verlagerung der Ver-
kaufsflächen an periphere Lagen zu den wesentlichen Elementen dieses Strukturwandels 
(Schultz/Schilter, 2003, S. 12f.). 

Die deutliche Abnahme der Zahl der Verkaufsstellen seit 1970, welche unter anderem auf ei-
nen erhöhten Wettbewerbsdruck zurückzuführen ist, und die tendenzielle Verlagerung der 
Verkaufsflächen an periphere Lagen führten dazu, dass inzwischen in zahlreichen Dörfern 
und Quartieren am Stadtrand die Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs ungenügend 
ist (Verkehrsclub der Schweiz, 2001, S. 5). Diese Aussage wird auch durch eine Studie der 
CIMA Oesterreich GmbH (2004) über die Nahversorgungsstrukturen in den deutschsprachi-
gen Gemeinden der Arbeitsgemeinschaft der Alpenländer bestätigt, wonach es bereits in 32 
von 275 befragten Gemeinden überhaupt keinen Lebensmittelbetrieb mehr gibt. Glaubt man 
den Schlussfolgerungen dieser Studie, so wird sich der Nahversorgungsgrad auch in den 
nächsten Jahren weiter verschlechtern. Die Leidtragenden dieser Entwicklung sind vor allem 
Leute ohne Auto, insbesondere alte und (mobilitäts)behinderte Menschen; gemäss einer Stu-
die des Amtes für Raumentwicklung in Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Statistik 
(2001) ist immerhin ein Fünftel aller Haushalte in der Schweiz autofrei. 
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1.2 Rechtliche Aspekte der Grundversorgung im Kanton 
St.Gallen 

Das Eidgenössische Raumplanungsgesetz (RPG) enthält in Art. 1 «Ziele» und Art. 3 «Pla-
nungsgrundsätze» verschiedene Postulate zur Verkehrs- und Siedlungsplanung. Gemäss    
Art. 1 Abs. 2 Bst. d RPG sollen Bestrebungen zur Sicherung einer ausreichenden Versor-
gungsbasis des Landes mit Massnahmen der Raumplanung unterstützt werden. Art. 3 Abs. 3 
Bst. d RPG verlangt zudem, dass günstige Voraussetzungen für die Versorgung mit Gütern 
und Dienstleistungen sichergestellt sein sollen. 

Auf kantonaler Ebene regelt das St.Gallische Baugesetz (BauG) in Art. 69bis die Zulässigkeit 
von Bauten und Anlagen von überörtlicher Bedeutung. Insbesondere sind gemäss Art. 69bis 
Abs. 1 Bst. c BauG Bauten und Anlagen unzulässig, die sich wegen ihrer Grösse oder Bedeu-
tung auf die Siedlungs-, Verkehrs- oder Versorgungsstruktur umliegender Gemeinden erheb-
lich auswirken, sofern sie die Versorgung in Siedlungsgebieten mit Gütern des täglichen Be-
darfs erheblich gefährden. Art. 28octies BauG bildet die gesetzliche Grundlage für eine selek-
tive Nutzungszulassung im Rahmen der Zonenplanung. Die gesetzlichen Grundlagen sind 
somit im Kanton St.Gallen vorhanden, um einer zunehmenden Gefährdung der Grundversor-
gung durch Bauten und Anlagen von überörtlicher Bedeutung entgegenzuwirken. Restriktive 
Massnahmen sind mit der in Art. 31 der Bundesverfassung garantierten Handelsfreiheit ver-
einbar, wenn sie auf relevanten raumplanerischen Gründen beruhen und nicht einzig zum Ziel 
haben, die Handels- und Industriefreiheit auszuhöhlen [1].  

1.3 Umstrittenes Warengruppenmodell im Kanton St.Gallen 

Im Hinblick auf die zunehmende Gefährdung der Grundversorgung und gestützt auf die Tat-
sache, dass die Sicherung der Grundversorgung im Kanton St.Gallen gesetzlich vorgeschrie-
ben ist, hat das Amt für Raumentwicklung des Kantons St.Gallen im Jahr 2003 im Rahmen 
der kantonalen Richtplanung ein Warengruppenmodell eingeführt, welches helfen soll, die 
bestehenden Ortskerne zu stärken und eine flächendeckende Grundversorgung im Kanton zu 
sichern. In Wirtschaftskreisen ist dieses Warengruppenmodell jedoch umstritten, da damit der 
gewünschte Nutzungsmix, wie ihn moderne Konzepte für Einkaufszentren heute vorsehen 
(Wüest & Partner, 2004, S. 64), nicht mehr an jedem Standort möglich ist.  

Erste Abklärungen des Amtes für Raumentwicklung im Kanton St.Gallen haben gezeigt, dass 
das Instrumentarium des Warengruppenmodells, wie es im Richtplan des Kantons St.Gallen 
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enthalten ist, im Vergleich mit den umliegenden Kantonen zwar einzigartig ist, jedoch im an-
grenzenden Ausland häufig angewendet wird (Vorarlberg, Baden-Württemberg, Bayern). 
Aufgrund der politischen Brisanz des Warengruppenmodells im Kanton St.Gallen und auf-
grund mangelnder Erfahrung mit solchen Modellen werden im Folgenden die vier Waren-
gruppenmodelle von St.Gallen, Vorarlberg, Baden-Württemberg und Bayern beschrieben und 
durch Erfahrungen aus der Praxis in den jeweiligen Gebieten ergänzt. Abschliessend wird 
durch den Vergleich dieser vier Warengruppenmodelle für die laufende aktuelle Diskussion 
im Kanton St.Gallen ein Argumentarium geschaffen.   
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2 Warengruppenmodelle 

2.1 Warengruppenmodell Kanton St.Gallen 

2.1.1 Beschreibung Warengruppenmodell Kanton St.Gallen 

In Art. 69bis BauG sind die Voraussetzungen für die Erstellung von Bauten und Anlagen von 
überörtlicher Bedeutung (Einkaufszentren, Freizeit- und Erholungsanlagen) geregelt. Durch 
das Warengruppenmodell des kantonalen Richtplans soll ein Teil der in dieser Regelung ent-
haltenen unbestimmten Rechtsbegriffe konkretisiert werden. Im Vordergrund steht dabei das 
Ziel, die bestehenden Ortskerne zu stärken, deren Attraktivität zu erhalten und eine flächen-
deckende Grundversorgung sicherzustellen. 

Das Warengruppenmodell des Kantons St.Gallen unterscheidet grundversorgungsrelevante, 
zentrenrelevante und nicht grundversorgungs- oder zentrenrelevante Nutzungen und ordnet 
diesen unterschiedliche Waren- und Dienstleistungsgruppen zu. Zu den grundversorgungsre-
levanten Nutzungen gehören Waren, welche der Grundversorgung dienen und täglich bis wö-
chentlich nachgefragt werden (Lebensmittel, Genussmittel, Spezialitäten, etc.). Zu den zent-
renrelevanten Nutzungen gehören Waren und Dienstleistungen, welche wöchentlich bis mo-
natlich nachgefragt werden und starken Einfluss auf die Attraktivität eines Zentrums haben 
(Bekleidung, Optik, Uhren, Bücher, Zeitschriften, Musik, Kino, Unterhaltung, etc.). Weder 
grundversorgungs- noch zentrenrelevant sind letztlich grosse und sperrige Güter sowie 
Dienstleistungen, welche die Attraktivität eines Zentrums kaum beeinflussen (Möbel, Pflan-
zen, Handwerker- und Hobbyartikel, Sportanlagen, Plauschbäder, etc.). 

Ausgehend von diesen drei Nutzungstypen unterscheidet der Richtplan G-Standorte, bei de-
nen alle drei Nutzungstypen zulässig sind und K-Standorte, bei denen hauptsächlich nicht 
grundversorgungs- oder zentrenrelevante Nutzungen zulässig sind. Die maximal zulässigen 
Verkaufsflächen ergeben sich jeweils aufgrund der raumplanerischen Verhältnisse (z.B. be-
stehende Verkehrsinfrastruktur). An K-Standorten sind zudem grundversorgungs- und zent-
renrelevanten Nebennutzungen nur bis maximal 15% der gesamten publikumsaktiven Fläche 
(Verkaufsfläche, Nutzfläche, ohne Lager und Büros) möglich. Im Weiteren definiert der 
Richtplan für beide Kategorien verschiedene Standortanforderungen. So gelten z.B. für die G-
Standorte höhere Anforderungen bezüglich der Erschliessung mit dem öffentlichen Verkehr 
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und der siedlungsplanerischen Einbettung als für die K-Standorte, was dazu führt, dass K-
Standorte im Gegensatz zu den G-Standorten auch an peripheren Lagen möglich sind. Wäh-
rend die K-Standorte einen Richtplaneintrag voraussetzen, werden die G-Standorte durch die 
Gemeinden in Zusammenarbeit mit den Regionalplanungsgruppen in einem Regionalplan 
festgelegt. Anschliessend sind G- und K-Standorte im Rahmen von Sondernutzungsplänen zu 
konkretisieren.  

Die Standortplanungspflicht gilt bei den grundversorgungs- oder zentrenrelevanten Nutzun-
gen ab einer publikumsaktiven Fläche von 1'000 m2 bei den nicht grundversorgungs- oder 
zentrenrelevanten Nutzungen ab 2'500 m2, wobei für Regional- und Hauptzentren sowie für 
funktional zusammengehörende Vorhaben (Kombination von Geschäften) jeweils höhere 
Schwellenwerte gelten. 

2.1.2 Erfahrungen mit dem Warengruppenmodell Kanton St.Gallen 

Nicolas Perrez, Sachbearbeiter Siedlung im Amt für Raumentwicklung im Kanton St.Gallen, 
schildert die Erfahrungen wie folgt [2]: 

Im Kanton St.Gallen ist der Strukturwandel im Detailhandel genauso wie in der übrigen 
Schweiz spürbar. Bereits in den siebziger Jahren führte die Eröffnung grosser Einkaufszentren 
z.B. in Mels und St.Margrethen zum Verschwinden vieler kleiner Dorfläden. Eine eigene 
Regelung traf die Gemeinde Sennwald, die das Einkaufszentrum im Ortsteil Haag 
verpflichtete, den Dorfladen mitzufinanzieren. Die mit dem Bau des Einkaufs- und 
Freizeitzentrums Säntispark in St.Gallen West in den achtziger Jahren entbrannte Diskussion 
um die Gefährdung der Innenstädte und Dorfzentren führte letztlich zum Erlass von Art. 69bis 
BauG. 
Seit der Richtplanregelung für Einkaufs- und Freizeitzentren im Jahre 2003 wurden vom Kan-
ton auf Antrag von Gemeinden vier K-Standorte im Richtplan bezeichnet und zwei Regionen 
haben die G-Standortplanung in Angriff genommen. Ein Antrag für einen K-Standort musste 
aufgrund der mangelhaften Voraussetzungen für die Verkehrserschliessung abgelehnt werden. 

Die differenzierte Richtplanregelung hilft, die relevanten Fragen bei publikumsintensiven 
Grossvorhaben frühzeitig festzustellen und stufengerecht zu behandeln. Es sind vor allem die 
Probleme mit der Verkehrserschliessung, die neue Vorhaben in Frage stellen. Die Beschrän-
kung des Warenmixes wird bei Vernehmlassungen zu neuen K-Standorten von den betroffe-
nen Gemeinden im Einzugsgebiet und von den Umweltverbänden immer wieder ausdrücklich 
begrüsst. Von Seiten der Investoren ist jedoch erheblicher Widerstand zu spüren, weil solche 
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Einschränkungen zeitgemässen Verkaufskonzepten widersprechen und die Rentabilität sol-
cher Angebote in Frage stellen. Aufgrund dieses Drucks wurde die Regelung im Rahmen der 
Richtplananpassung 2005 etwas gelockert und der zulässige Anteil grundversorgungs- und 
zentrenrelevanter Waren bei K-Standorten von 10% auf 15% angehoben. 

Insgesamt hat sich Diskussion um die Warengruppen und die Ausgestaltung des Standortpla-
nungsmodells im Richtplan aber nicht beruhigt. Von Seiten gewisser Investoren besteht der 
Vorwurf, dass die Zulassungspraxis im Kanton St.Gallen restriktiver sei als diejenige im an-
grenzenden Ausland. Stark umstritten sind u.a. die Anforderungen an die Erschliessung mit 
dem öffentlichen Verkehr. Ein weiteres Problem stellt auch die wachsende Zahl von Billig-
Discountern dar, die ihre Verkaufsflächen so festlegen, dass sie unter die Richtplan-
Schwellenwerte fallen. In der Summe haben diese Läden aber erhebliche Auswirkungen auf  
die Siedlungs- und Versorgungstruktur. Im Mai 2006 wurde deshalb eine Arbeitsgruppe mit 
Vertretern des Volkswirtschafts- und des Baudepartementes beauftragt, den Anpassungsbe-
darf des Warengruppen- und Standortplanungsmodells im Richtplan zu prüfen. Von gewissen 
Wirtschaftskreisen besteht namentlich die Forderung, das Warengruppen- und Standortpla-
nungsmodell so anzupassen, dass an peripheren Standorten vermehrt zentrenrelevante Sorti-
mente zugelassen werden können.  

2.2 Warengruppenmodell Vorarlberg 

2.2.1 Beschreibung Warengruppenmodell Vorarlberg 

In § 15 und 15a des Vorarlberger Raumplanungsgesetzes (Vlbg RplG) ist die Behandlung von 
Einkaufszentren und sonstigen Handelsbetrieben detailliert geregelt. Ein wesentliches Ziel 
dieser Regelungen ist die Stärkung der Ortszentren (Amt der Vorarlberger Landesregierung, 
2001). 

Aufgrund einer Gesetzesänderung aus dem Jahr 2006 unterscheidet das Warengruppenmodell 
Vorarlberg anstelle von ehemals drei heute nur noch zwei Warengruppen. Zu der ersten 
Gruppe gehören die Waren des nicht täglichen Bedarfs, die nach dem Kauf regelmässig mit 
Kraftfahrzeugen transportiert werden müssen. Diese Waren werden auch als autoaffine Waren 
bezeichnet (Möbel, Pflanzen, Handwerker- und Hobbyartikel etc.). Zu der zweiten Waren-
gruppe, den sonstigen Waren oder nicht autoaffinen Waren, gehören sowohl die Waren des 
täglichen Bedarfs (Lebensmittel, Genussmittel, Spezialitäten) als auch die zentrenrelevanten 
Waren (Bekleidung, Optik, Uhren, Bücher, Zeitschriften etc.). 
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Hinsichtlich der Betriebe unterscheidet das Vlbg RplG zwischen Einkaufszentren und sonsti-
gen Handelsbetrieben. Zu den sonstigen Handelsbetrieben nach § 15a Abs. 4 Vlbg RplG ge-
hören Gebäude mit einer Verkaufsfläche von mehr als 300 m2, sofern es sich nicht um ein 
Einkaufszentrum nach § 15 Abs. 1 Vlbg RplG handelt. Im Rahmen der Flächennutzungspla-
nung ist hierfür eine eigene Widmungskategorie (Baufläche für sonstige Handelsbetriebe) er-
forderlich, wobei das Land über die aufsichtsrechtliche Genehmigung Einfluss nehmen kann. 
Hingegen sind Einkaufszentren grundsätzlich nur in Gebieten möglich, die nach einem in der 
Regel projektbezogenen Landesraumplan für zulässig erklärt worden sind. Als Ergänzung zu 
diesen projektbezogenen Landesraumplänen wurden in den Kerngebieten der neun grössten 
vorarlberger Gemeinden Eignungszonen für Einkaufszentren ausgeschieden, innerhalb wel-
cher keine projektspezifischen Landesraumpläne mehr erforderlich sind (Kanonier, 2004, S. 
70). Seit 1996 gilt die Zulassungspraxis, wonach Handelsgrossbetriebe für nicht autoaffine 
Waren (sonstige Waren) nur in Ortszentren und dicht besiedelten Wohnquartieren zugelassen 
werden. Für Betriebe mit autoaffinen Waren fallen hingegen auch verkehrsgünstig gelegene 
Standorte am Ortsrand in Betracht, wobei Betriebe mit mehr als 10'000 m2 Verkaufsfläche 
nicht zugelassen werden [3]. Gemäss § 15 Abs. 1 Bst. c und d Vlbg RplG müssen im Rahmen 
der Landesraumplanung jeweils die zulässigen Warengruppen und Verkaufsflächen nach den 
massgeblichen raumplanerischen Verhältnissen für ein bestimmtes Gebiet festgelegt werden. 
Zusätzlich ist auch ein Mindestmass der baulichen Nutzung festzulegen, mit dem Ziel, eine 
flächensparende Bebauung sicherzustellen. Anschliessend müssen die Gemeinden die zulässi-
ge Verkaufsfläche für das spezifische Projekt im Flächennutzungsplan festsetzen.  

Gemäss § 15 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 3 Bst. b und c Vlbg RplG gilt die Landesraum-
planungspflicht für Einkaufszentren mit sonstigen Waren oder für Einkaufszentren mit sonsti-
gen und autoaffinen Waren ab einer Verkaufsfläche von 600 m2, bei Einkaufszentren mit 
grösstenteils autoaffinen Waren ab einer Verkaufsfläche von 1'500 m2. Nicht autoaffine Ne-
bensortimente sind auf bis zu 10% der Verkaufsfläche zulässig, sofern sie typischerweise mit 
dem Hauptsortiment angeboten werden (z.B. Möbel und Geschirr). Für Vorhaben in Kernge-
bieten gelten höhere Schwellenwerte, jedoch nicht für funktional zusammengehörende Vor-
haben.  

2.2.2 Erfahrungen mit dem Warengruppenmodell Vorarlberg 

Dr. Franz Hämmerle, Vorstand der Abteilung Baurecht und Raumplanung im Amt der Vor-
arlberger Landesregierung, schildert die Erfahrungen wie folgt [4]: 
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Die Gebiete mit einer gefährdeten Grundversorgung befinden sich im Rheintal, wobei hier 
neben den Randgemeinden auch dicht besiedelte Gebiete betroffen sein können, und in klei-
neren Gemeinden im ländlichen Raum. Um die Nahversorgung in ländlichen Gebieten sicher-
zustellen, wird in Vorarlberg jeweils der letzte Lebensmittelladen in kleineren Gemeinden mit 
öffentlichen Geldern unterstützt (Nahversorgungsförderung). Während das Warengruppen-
modell das Problem der gefährdeten Grundversorgung im ländlichen Raum nicht zu lösen 
vermag und Förderungsmassnahmen notwendig sind, ist sein Beitrag zur Stärkung der Orts-
zentren im Siedlungsgebiet beträchtlich. Bereits ab einer Verkaufsfläche von 300 m2 sind Be-
triebe mit nicht autoaffinen Waren an peripheren Standorten nicht mehr zulässig. Zudem sind 
auch die nicht autoaffinen Nebennutzungen bei Betrieben mit hauptsächlich autoaffinen Wa-
ren durch die 10%-Regelung klar begrenzt. Die politische Akzeptanz dieser restriktiven Zu-
lassungspraxis, welche in Vorarlberg auch konsequent angewendet wird, ist sehr hoch; eine 
Liberalisierung ist nicht in Sicht. Demgegenüber ist aber auch der Widerstand der Investoren 
gegen das Warengruppenmodell sehr gross. Der Druck wird durch die Tatsache verstärkt, 
dass heute noch ein beträchtliches Preisgefälle zwischen der Schweiz und Österreich besteht 
und die Investoren in grenznahen Gebieten diese Gunst der Stunde nutzen möchten, aber auf-
grund der restriktiven Zulassungspraxis nicht können. Von Seiten der Investoren gibt es des-
halb Bestrebungen, das Warengruppenmodell zu umgehen. Als Beispiel sei hier ein peripherer 
Baumarkt erwähnt, welcher plötzlich auf einer Verkaufsfläche von 400 m2 illegal Kinder-
spielzeug anbot. 

Problematisch und im Vollzug nur schwierig zu bewältigen war in Vorarlberg die Abgren-
zung zwischen den Waren des täglichen Bedarfs und den zentrenrelevanten Waren. Aus die-
sem Grund hat man im Rahmen der Gesetzesänderung dieses Jahres eine Reduktion bei den 
Warengruppen von ehemals drei auf zwei vorgenommen und unterscheidet seither nur noch 
zwischen autoaffinen und nicht autoaffinen Waren. Die Abgrenzung dieser beiden Waren-
gruppen ist unproblematisch und in § 15 Abs. 1 Bst. a Vlbg RplG umfassend geregelt. 

2.3 Warengruppenmodell Baden-Württemberg 

2.3.1 Beschreibung Warengruppenmodell Baden-Würrtemberg 

Für die Beurteilung und Steuerung von Einzelhandelsgrossprojekten stehen in Baden-
Württemberg verschiedene planungsrechtliche Grundlagen und Instrumente zur Verfügung.   
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Auf Bundesebene macht in erster Linie die Baunutzungsverordnung (BauNVO) konkrete 
Vorgaben zur Ansiedlung von Einzelhandelsgrossprojekten. Gemäss § 11 Abs. 3 BauNVO 
fallen unter den Begriff Einzelhandelsgrossprojekte Einkaufszentren, grossflächige Einzel-
handelsbetriebe und sonstige grossflächige Handelsbetriebe. Sie sind in der Regel nur noch in 
Kerngebieten und in für solche Betriebe ausdrücklich ausgewiesenen Sondergebieten (Gebiete 
für grossflächigen Einzelhandel) zulässig, wobei die Grossflächigkeit bei den Einzelhandels-
betrieben und bei den sonstigen Handelsbetrieben ab einer Verkaufsfläche von ca. 700 m2 ge-
geben ist (Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg, 2001, S. 8). Der gleiche Schwellen-
wert gilt bei funktional zusammengehörenden Vorhaben (Wirtschaftsministerium Baden-
Württemberg, 2001, S. 9). Neben der Festsetzung dieser Sondergebiete im Rahmen der Be-
bauungsplanung legen die Gemeinden zusätzlich die Verkaufsflächen fest und regeln die zu-
lässigen Sortimente nach Art und Umfang (Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg, 
2001, S. 19).  

Auf Länderebene verpflichtet das Landesplanungsgesetz Baden-Württemberg (LplG) in § 11 
Abs. 3 Nr. 5 die Regionalverbände in ihren Regionalplänen Standorte für regional bedeutsame 
Einzelhandelsgrossprojekte festzulegen. Ab einer Verkaufsfläche von 5'000 m2 wird zudem 
durch die zuständige Raumordnungsbehörde einzelfallweise geprüft, ob ein Raumordnungs-
verfahren mit integrierter Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist. Diesbezüglich wird 
den Regionalverbänden auch empfohlen, regionale Entwicklungskonzepte für den Einzelhan-
del auszuarbeiten (Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg, 2001, S. 16). Der Landes-
entwicklungsplan Baden-Württemberg 2002 (LEP 2002) legt zudem fest, dass Einzelhandels-
grossprojekte in der Regel nur an städtebaulich integrierten Standorten in Ober-, Mittel- und 
Unterzentren ausgewiesen, errichtet oder erweitert werden dürfen, wobei die Ober- und Mit-
telzentren im LEP 2002 und die Unter- und Kleinzentren in den Regionalplänen verbindlich 
festgelegt sind. Abweichend von dieser Regelung sind Lebensmittelbetriebe, die der Grund-
versorgung dienen, in Ausnahmefällen in Kleinzentren oder Gemeinden ohne zentralörtliche 
Funktion zulässig. Zudem sind nicht zentrenrelevante Warensortimente auch an städtebauli-
chen Randlagen möglich, sofern die zentren- und nahversorgungsrelevanten Randsortimente 
(Nebennutzungen) weder die verbrauchernahe Versorgung noch die Funktionsfähigkeit des 
zentralörtlichen Versorgungskerns wesentlich beeinträchtigen. Ob dies im Einzelfall zutrifft, 
wird aufgrund einer Berechnung über den zu erwartenden Kaufkraftabfluss beurteilt. Im Wei-
teren sollen die Einzelhandelsgrossprojekte so dimensioniert sein, dass deren Einzugsbereich 
den zentralörtlichen Verflechtungsbereich nicht wesentlich überschreitet. Gemäss Einzelhan-
delserlass ist eine wesentliche Überschreitung in der Regel dann gegeben, wenn mehr als 30% 
des Umsatzes aus Räumen ausserhalb des Verflechtungsbereichs erzielt werden soll (Wirt-
schaftsministerium Baden-Württemberg, 2001, S. 13f.). Abschliessend fordert der LEP 2002 
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eine zeitnahe Anbindung der Einzelhandelsgrossprojekte an den öffentlichen Nahverkehr. Im 
Vordergrund all dieser Regelungen steht das Ziel, die Funktionsfähigkeit der Stadt- und Ge-
meindezentren und eine ausreichende Versorgungsstruktur zu erhalten. 

Während im LEP 2002 lediglich von nicht zentrenrelevanten Warensortimenten gesprochen 
wird, ohne dieses Sortiment genauer zu umschreiben, unterscheidet das Wirtschaftsministeri-
um Baden-Württemberg im Einzelhandelserlass (2001) zwischen zentrenrelevanten Sortimen-
ten (Bekleidung, Uhren, Schmuck, Bücher etc.), nahversorgungsrelevanten Sortimenten (Le-
bensmittel, Drogerie, Kosmetik, Haushaltswaren etc.) und in der Regel zentrenrelevanten Sor-
timenten (Teppiche, Blumen, Tiere etc.). 

2.3.2 Erfahrungen mit dem Warengruppenmodell Baden-Württemberg 

Jean-Michelle Damm, Regionalplaner im Regionalverband Hochrhein-Bodensee, schildert die 
Erfahrungen in Baden-Württemberg wie folgt [5]: 

Ein Versorgungsdefizit weisen in Baden-Württemberg hauptsächlich kleinere Gemeinden in 
ländlich strukturierten Gebieten auf. So ist z.B. im Schwarzwald das Einkaufen zu Fuss oft 
nicht mehr möglich. Der Erfolg des Warengruppenmodells liegt vor allem in der Erhaltung 
der Funktionsfähigkeit der Stadt- und Gemeindezentren. 

In Baden-Württemberg werden die zulässigen Verkaufsflächen und Warensortimente von den 
Gemeinden festgelegt und anschliessend von den Regionalverbänden in Zusammenarbeit mit 
der Industrie- und Handelskammer einzelfallweise überprüft. Aufgrund der Regelungen im 
LEP 2002 besteht bei der Beurteilung von Einzelhandelsgrossprojekten oft ein erheblicher In-
terpretations- und Handlungsspielraum, was dazu führen kann, dass auch heute noch relativ 
grosse Verkaufsflächen mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten als Nebennutzungen an 
peripheren Lagen zugelassen werden. Aus der Sicht der Vollzugsbehörde wären hier klarere 
Regelungen wünschenswert. 

Die Einteilung der Waren zu einer bestimmten Warengruppe bietet in Baden-Württemberg 
keine Probleme. Da die Warengruppenliste im Anhang des Einzelhandelserlasses als Vor-
schlag oder Orientierungshilfe gedacht ist, legen die Gemeinden für ihr Gebiet zusätzliche 
Listen fest, wobei von der Liste des Einzelhandelserlasses abgewichen werden kann. Hier ver-
fügen die Gemeinden über einen gewissen Handlungsspielraum.  
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Die politische Akzeptanz des Warengruppenmodells ist unterschiedlich; nicht alle finden die 
Regelungen im LEP 2002 gut. Der Widerstand seitens der Investoren ist spürbar. Ein wesent-
liches Bestreben der Investoren besteht jeweils darin, mit den Projekten unter die Grossflä-
chigkeitsgrenze von 700 m2 zu gelangen. Änderungsbestrebungen in Zusammenhang mit dem 
Warengruppenmodell sind nicht bekannt. 

2.4 Warengruppenmodell Bayern 

2.4.1 Beschreibung Warengruppenmodell Bayern 

Analog zu Baden-Württemberg gelten auch in Bayern die Bestimmungen der Baunutzungs-
verordnung, welche auf Bundesebene konkrete Vorgaben zur Ansiedlung von Einzelhandels-
grossprojekten macht (vgl. Ziffer 2.3.1). 

Während das Bayerische Landesplanungsgesetz (BayLplG) auf Länderebene keine direkten 
Vorgaben zur Steuerung von Einzelhandelsgrossprojekten macht, regelt das Landesentwick-
lungsprogramm Bayern 2003 (LEP 2003) die Behandlung von Einzelhandelsgrossprojekten 
detailliert. Grundsätzlich ist bei allen Einzelhandelsgrossprojekten eine landesplanerische 
Einzelfallbeurteilung erforderlich (Bayrisches Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie, 2002, S. 8). Gemäss LEP 2003 dürfen Flächen für Einzelhandels-
grossprojekte in der Regel nur in Unterzentren, in zentralen Orten höherer Stufe und in Sied-
lungsschwerpunkten, an städtebaulich integrierten Lagen ausgewiesen werden, wobei die 
zentralen Orte im LEP 2003 und die Siedlungsschwerpunkte in den Regionalplänen verbind-
lich festgelegt sind. Sofern geeignete, städtebaulich integrierte Standorte fehlen, können Ein-
zelhandelsgrossprojekte, die nicht dem Verkauf von Waren des kurzfristigen, täglichen Be-
darfs dienen, auch an peripheren Standorten zugelassen werden. Damit die Einzelhandels-
grossprojekte die Funktionsfähigkeit der zentralen Orte und die verbrauchernahe Versorgung 
der Bevölkerung nicht wesentlich beeinträchtigen, werden die zulässigen Verkaufsflächen an-
hand einer umfassenden Berechnung der zu erwartenen Kaufkraftabschöpfung des jeweiligen 
Warensortiments hergeleitet. Regionale Einzelhandelskonzepte sind zudem ein freiwilliges 
Instrument zur interkommunalen Abstimmung von Standorten, Grössen und Sortimenten des 
Einzelhandels. Abschliessend fordert das LEP 2003 eine den örtlichen Gegebenheiten ent-
sprechende Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr. Im Vordergrund all dieser 
Regelungen steht das Ziel, die Funktionsfähigkeit der zentralen Orte und eine verbraucherna-
he Versorgung der Bevölkerung sicherzustellen.  
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Hinsichtlich Warengruppen unterscheidet das LEP 2003 grundsätzlich zwischen innenstadtre-
levanten Sortimenten und nicht innenstadtrelevanten Sortimenten, wobei bei den innenstadtre-
levanten Sortimenten zwischen Waren des kurzfristigen, täglichen Bedarfs (Nahrungsmittel, 
Genussmittel etc.) und Waren des sonstigen Bedarfs (Bekleidung, Schuhe, Lederwaren, Uh-
ren, Schmuck etc.) unterschieden wird. Zu den nicht innenstadtrelevanten Sortimenten zählen 
Möbel, Baumarktartikel, Gartenartikel etc. 

Zurzeit wird das LEP 2003 revidiert. Der Entwurf des LEP 2006 wurde am 14. Februar 2006 
vom Ministerrat beschlossen und liegt nun dem Bayrischen Landtag zur Zustimmung vor. Ei-
ne wesentliche Änderung gegenüber dem LEP 2003 besteht darin, dass künftig Einzelhan-
delsgrossprojekte, welche überwiegend dem Verkauf von Waren des kurzfristigen, täglichen 
Bedarfs dienen, auch in Kleinzentren und nichtzentralen Orten zulässig sind, sofern diese über 
keine Versorgung mit diesen Waren verfügen und sie dem ländlichen Raum angehören.  

2.4.2 Erfahrungen mit dem Warengruppenmodell Bayern 

Walter Thiele, stellvertretender Sachgebietsleiter im Bereich Landes- und Regionalplanung, 
schildert die Erfahrungen in Bayern wie folgt [6]: 

Die Gebiete mit einer gefährdeten Grundversorgung befinden sich im Westallgäu und im mit-
telschwäbischen Bereich, wobei die Situation heute noch nicht gravierend ist. Problematisch 
sind vor allem kleinere Gemeinden, in denen der letzte Dorfladen nicht mehr wirtschaftlich 
betrieben werden kann. Neben Hauslieferdiensten sind in solchen Gemeinden in neuester Zeit 
auch genossenschaftlich geführte Dorfläden anzutreffen. Bei solchen Konzepten wird bei-
spielsweise das Gebäude von der Gemeinde zur Verfügung gestellt, während der Laden von 
mehreren Einwohnern der Gemeinde ehrenamtlich geführt und betrieben wird. Auf diese 
Weise kann die Grundversorgung in diesen Gemeinden sichergestellt werden. 

Das Warengruppenmodell wird in Bayern konsequent angewendet und auf politischer Ebene 
mehrheitlich akzeptiert. Im Rahmen der landesplanerischen Überprüfung erfolgt die sorti-
mentsspezifische Berechnung der zulässigen Verkaufsflächen aufgrund der im LEP 2003 
festgelegten Abschöpfungsquoten und unter Beizug von Makro- und Strukturdaten für ganz 
Bayern einheitlich. Diese fixe Berechnung der zulässigen Verkaufsflächen ist für die vollzie-
hende Behörde zwar angenehm, gegenüber den Investoren jedoch oft schwierig zu vermitteln. 
So sind zum Beispiel an städtischen Randlagen überhaupt keine Waren des kurzfristigen täg-
lichen Bedarfs zulässig. Im Gegensatz hierzu stellen die Forderungen nach einer «städtebau-
lich integrierten Lage» oder nach einer «den örtlichen Gegebenheiten entsprechenden Anbin-
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dung an den öffentlichen Personennahverkehr» unbestimmte Rechtsbegriffe mit einem weit 
grösseren Interpretations- und Handlungsspielraum dar. Da die Liste zur Unterscheidung von 
innenstadtrelevanten und nicht innenstadtrelevanten Waren im LEP 2003 nicht vollständig ist, 
besteht auch hier ein gewisser Auslegungsspielraum im Vollzug. 

Der Widerstand seitens der Investoren gegen dieses Warengruppenmodell ist auch in Bayern 
vorhanden und spürbar. Da diese Regelungen jedoch in ganz Bayern gleich angewendet und 
vollzogen werden, hält sich dieser Widerstand in Grenzen. Als Folge dieser restriktiven Zu-
lassungspraxis sind zudem auch verschiedene Umgehungen des Warengruppenmodells be-
kannt (z.B. gefälschte Verkaufsflächenberechnungen).  

Die Problematik der Konkurrenzierung der Zentren durch periphere Einzelhandelsgrosspro-
jekte ist auch in Bayern bekannt. So führten in den vergangenen Jahren ältere Einzelhandels-
grossprojekte mit innenstadtrelevanten Waren, welche aufgrund der damaligen Zulassungs-
praxis noch uneingeschränkt an peripheren Standorten möglich waren, oft zu Leerständen in 
den Ortszentren. Aufgrund dieser Tatsache ist man der Überzeugung, dass durch die aktuellen 
Regelungen die Funktionsfähigkeit der zentralen Orte und eine verbrauchernahe Versorgung 
der Bevölkerung sichergestellt werden kann. 
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3 Vergleich der Warengruppenmodelle 

Im Folgenden werden vier wesentliche Aspekte dieser vier Warengruppenmodelle verglei-
chend dargestellt und kurz erläutert. Die Auswahl der zu vergleichende Aspekte erfolgte im 
Hinblick auf die aktuelle Diskussion im Kanton St.Gallen. 

3.1 Warengruppen 

Tabelle 1 Warengruppen 

  St.Gallen  Vorarlberg Baden-Württemberg Bayern 

Anzahl: 3 (2) Anzahl: 2 Anzahl: 3 Anzahl: 3 

Grundversorgungsrelevante 
Sortimente  

Nicht autoaffine Waren Nahversorgungsrelevante 
Sortimente 
(zentrenrelevant) 

Waren des kurzfristigen, 
täglichen Bedarfs 
(innenstadtrelevant) 

Zentrenrelevante 
Sortimente  

 Zentrenrelevante und in der 
Regel zentrenrelevante 
Sortimente  

Sonstige Waren 
(innenstadtrelevant) 

Weder grundversorgungs- 
noch zentrenrelevante 
Sortimente 

Autoaffine Waren Nicht zentrenrelevante 
Sortimente 

Nicht innenstadtrelevante 
Sortimente 

 
Trotz unterschiedlicher Begriffsbezeichnungen sind sich die vier Modelle hinsichtlich der de-
finierten Warengruppen und deren Sortimente sehr ähnlich. In besonderem Mass gilt dies für 
die beiden Modelle in St.Gallen und Vorarlberg. Obwohl im Richtplan des Kantons St.Gallen 
drei verschiedene Warengruppen aufgeführt sind, bestehen analog zum Modell Vorarlberg 
faktisch nur zwei Warengruppen, da für die grundversorgungs- und zentrenrelevanten Sorti-
mente, welche den nicht autoaffinen Waren in Vorarlberg entsprechen, die gleichen Regelun-
gen gelten. Demgegenüber werden in Bayern und Baden-Württemberg effektiv drei verschie-
den Warengruppen unterschieden. Auf einen detaillierten Vergleich der Sortimente der ein-
zelnenen Warengruppen wurde im Rahmen dieser Arbeit verzichtet.  
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3.2 Schwellenwerte (Verkaufsflächen) 

Tabelle 2 Schwellenwerte (Verkaufsflächen) 

  St.Gallen  Vorarlberg Baden-Württemberg Bayern 

Für Betriebe mit grund-
versorgungs- und/oder 
zentrenrelevanten Sorti-
menten gilt der Schwel-
lenwert 1'000 m2 (G-
Standort) und für Betriebe 
mit hauptsächlich nicht 
grundversorgungs- oder 
zentrenrelevanten Sorti-
menten der Schwellenwert 
2'500 m2 (K-Standort). 

Ab 300 m2 wird von 
sonstigen Handelsbe-
trieben gesprochen, ab 
600 m2 von Einkaufs-
zentren. Bei Einkaufs-
zentren mit hauptsäch-
lich autoaffinen Waren 
gilt der Schwellenwert 
1'500 m2. 

Ab 700 m2 wird von Ein-
zelhandelsgrossprojekten 
gesprochen. 

Ab 700 m2 wird von Ein-
zelhandelsgrossprojekten 
gesprochen. 

Für funktional zusam-
mengehörende Vorhaben 
sowie für Regional- und 
Hauptzentren gelten höhere 
Schwellenwerte. 

Für funktional zusam-
mengehörende Vorhaben 
gelten die gleichen, für 
Vorhaben in Kerngebie- 
ten höhere Schwellen-
werte. 

Für funktional zusam-
mengehörende Vorhaben 
gilt der gleiche Schwel-
lenwert. 

Für funktional zusam-
mengehörende Vorhaben 
gilt der gleiche Schwel-
lenwert. 

 
In der Tabelle 2 sind die Schwellenwerte angegeben, ab welchen die bestimmten Zulassungs-
erfordernisse (vgl. Ziffer 3.3) der betroffenen Gebiete berücksichtigt werden müssen. Wäh-
rend in Baden-Württemberg und Bayern lediglich ein Schwellenwert existiert, kommen in 
St.Gallen und Vorarlberg, je nach dem welche Warensortimente angeboten werden, verschie-
dene Schwellenwerte zum Tragen. Auffällig sind vor allem die tiefen Schwellenwerte in Vor-
arlberg, wonach Betriebe mit nicht autoaffinen Waren bereits ab einer Verkaufsfläche von 
300 m2 an peripheren Standorten nicht mehr zulässig sind. Demgegenüber sind die Schwel-
lenwerte im Kanton St.Gallen im Vergleich mit den anderen drei Gebieten relativ hoch. Aus-
schliesslich im Kanton St.Gallen gelten zudem für funktional zusammengehörende Vorhaben 
höhere Schwellenwerte. 
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3.3 Zulassungserfordernisse (Standort) 

Tabelle 3 Zulassungserfordernisse (Standort) 

  St.Gallen  Vorarlberg Baden-Württemberg Bayern 

Einkaufs- und Freizeit-
zentren mit grundversor-
gungs- und/oder zentren-
relevanten Sortimenten 
sind in der Regel nur in 
Siedlungsschwerpunkten 
zulässig. 

Sonstige Handelsbetrie-
be und Einkaufszentren 
für nicht autoaffine Wa-
ren sind in der Regel nur 
in Ortszentren und dicht 
besiedelten Wohnquar-
tieren zulässig.  

Einzelhandelsgrossprojek-
te sind in der Regel nur in 
Ober-, Mittel- und Unter- 
zentren (Ausnahme: Le-
bensmittelbetriebe) an 
städtebaulich integrierter 
Lage zulässig. 

Einzelhandelsgrossprojek-
te sind in der Regel nur in 
Unterzentren und zentra-
len Orten höherer Stufe 
sowie in Siedlungsschwer-
punkten (Ausnahme: Le-
bensmittelbetriebe) an 
städtebaulich integrierter 
Lage zulässig. 

Einkaufs- und Freizeit-
zentren mit hauptsäch-
lich nicht grundversor-
gungs- oder zentrenre-
levanten Sortimenten sind 
zudem auch an periphe-
ren Lagen zulässig. 

Betriebe mit autoaffinen 
Waren sind zudem auch 
an peripheren Lagen zu-
lässig (max. 10'000m2). 

Betriebe mit nicht zentren-
relevanten Sortimenten 
sind zudem auch an peri-
pheren Lagen zulässig 
(nahversorgungsrelevante 
Sortimente sind auch zen-
trenrelevant). 

Einzelhandelsgrosspro-
jekte die nicht dem Ver-
kauf von Waren des kurz-
fristigen täglichen Bedarfs 
dienen sind auch an 
peripheren Standorten 
zulässig sofern städte-
baulich integrierte Lagen 
fehlen. 

An peripheren Lagen sind 
grundversorgungs- und 
zentrenrelevante Neben-
sortimente bis maximal 
15% der Verkaufsfläche 
zulässig. 

An peripheren Lagen 
sind nicht autoaffine Ne-
bensortimente bis maxi-
mal 10% der Verkaufs-
fläche zulässig, sofern 
sie typischerweise mit 
dem Hauptsortiment an-
geboten werden. 

Zentren- und nahversor-
gungsrelevante Neben-
sortimente dürfen weder 
die verbrauchernahe Ver-
sorgung noch die Funk-
tionsfähigkeit des zentral-
örtlichen Versorgungs-
kerns wesentlich beein-
trächtigen. 

Waren des kurzfristigen 
täglichen Bedarfs sind an 
peripheren Lagen nicht 
zulässig. 

 
Aus der Tabelle 3 ist ersichtlich, welche Warengruppen an welchen Standorten zulässig sind. 
Während die Waren des kurzfristigen täglichen Bedarfs bzw. die grund- oder nahversorgungs-
relevanten Sortimente in allen vier Gebieten in der Regel ein mehr oder weniger grosses Sied-
lungszenturm und eine städtebaulich integrierte Lage voraussetzen, unterscheidet sich das 
Warengruppenmodell in Bayern bei den zentren- bzw. innenstadtrelevanten Sortimenten 
(sonstige Waren) von den Warengruppenmodellen der übrigen drei Gebiete. So sind in Bay-
ern – unter der Voraussetzung, dass städtebaulich integrierte Lagen fehlen – die innenstadtre-
levanten sonstigen Waren als Hauptnutzung auch an peripheren Standorten zulässig. In allen 
vier Gebieten sind an peripheren Standorten zudem nicht grundversorgungs- oder zentrenre-
levante Sortimente als Hauptnutzung zulässig. Im Hinblick auf die zulässigen Nebennutzun-
gen an peripheren Standorten ist die bestehende Regelung im Kanton St.Gallen im Vergleich 
mit Vorarlberg und Bayern grosszügig. Schwieriger ist hier der Vergleich mit Baden-
Württemberg, da eine konkrete Prozentangabe fehlt. Aufgrund der Formulierung und auf-
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grund der Aussagen von Jean-Michelle Damm im Rahmen des Interviews besteht bei der Be-
urteilung der Zulässigkeit peripherer Nebennutzungen in Baden-Württemberg jeweils ein ge-
wisser Interpretationsspielraum. Für einen exakten Vergleich der Zulassungserfordernisse wä-
ren in einem weiteren Schritt Begriffe wie «Oberzentrum», «Siedlungsschwerpunkt» oder 
«städtebaulich integrierte Lage» und deren Definitionen in den einzelnen Gebieten genauer zu 
untersuchen. Darauf wurde jedoch im Rahmen dieser Arbeit aus Zeitgründen verzichtet. 

3.4 Massnahmen zur Sicherung der Grundversorgung im 
ländlichen Raum 

Tabelle 4 Massnahmen zur Sicherung der Grundversorgung im ländlichen Raum 

  St.Gallen  Vorarlberg Baden-Württemberg Bayern 

Das Einkaufszentrum in 
Sennwald finanziert den 
Dorfladen mit (Einzelfall). 

In kleineren Gemeinden 
wird der letzte Lebens-
mittelladen durch öffent-
liche Gelder unterstützt. 

Es sind keine Massnah-
men bekannt. 

Konzepte mit Hausliefer-
diensten und genossen-
schaftlich geführten Dorf-
läden bewähren sich. 

 
Aufgrund der geführten Interviews konnte festgestellt werden, dass im ländlichen Raum 
durch das Instrument «Warengruppenmodell» das Problem der gefährdeten Grundversorgung 
nicht gelöst werden kann. In Tabelle 4 sind zusätzliche Massnahmen zur Sicherung der 
Grundversorgung im ländlichen Raum aufgeführt.   
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4 Schlussfolgerungen 

Der Vergleich der vier Warengruppenmodelle hat gezeigt, dass der Vorwurf gewisser Investo-
ren, wonach die aktuelle Zulassungspraxis im Kanton St.Gallen restriktiver sei als diejenige in 
den angrenzenden Nachbarländern, nicht gerechtfertigt ist. Bezüglich der Verkaufsflächen-
Schwellenwerte ist die Zulassungspraxis im Kanton St.Gallen sogar grosszügiger. Hinsicht-
lich der angesprochenen Problematik mit den Billig-Discountern unter Ziffer 2.1.2 stellt sich 
daher die Frage, ob diese Verkaufsflächen-Schwellenwerte im Kanton St.Gallen nicht nach 
unten korrigiert werden müssten. 

Die Gebiete mit einer gefährdeten Grundversorgung liegen zu einem grossen Teil im ländli-
chen Raum. Aus den Aussagen der interviewten Raumplaner kann geschlossen werden, dass 
die Warengruppenmodelle allein das Problem der gefährdeten Grundversorgung im ländli-
chen Raum nicht zu lösen vermögen. Wie der Vergleich unter Ziffer 3.4 zeigt, bewähren sich 
hier zusätzliche Massnahmen, wie in Vorarlberg und Bayern (subventionierte Dorfläden, 
Hauslieferdienste etc.). 

Demgegenüber leisten die Warengruppenmodelle einen wesentlichen Beitrag zur Erhaltung 
und Stärkung der Funktionsfähigkeit der Ortszentren und damit verbunden auch einen Beitrag 
zur Sicherung einer verbrauchernahen Versorgung im Siedlungsgebiet. Der im Kanton 
St.Gallen heute zulässige Anteil von maximal 15% grundversorgungs- und zentrenrelevanter 
Nutzungen an peripheren Lagen liegt im Vergeleich mit den Gebieten im angrenzenden Aus-
land durchaus im Rahmen (vgl. Ziffer 3.3). Die von einzelnen Wirtschaftskreisen geforderte 
Erhöhung dieses Anteils würde dagegen der Zielsetzung des Art. 69bis BauG widersprechen.  
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Anmerkungen:  

[1] Bundesgerichtsentscheid 116 Ia 426 ff. (Düdingen). 

[2]  Interview mit Nicolas Perrez, Sachbearbeiter Siedlung, Abteilung Kantonale Planung, 
Amt für Raumentwicklung, Kanton St.Gallen (Juli 2006). 

[3] Gemäss Schreiben des Amts der Vorarlberger Landesregierung an das Amt für Raum-
entwicklung im Kanton St.Gallen vom 30. Juni 2006. 

[4] Telefoninterview mit Dr. Franz Hämmerle, Vorstand der Abteilung Baurecht und 
Raumplanung im Amt der Vorarlberger Landesregierung, Bregenz (Juli 2006). 

[5] Telefoninterview mit Jean-Michelle Damm, Regionalplaner im Regionalverband Hoch-
rhein-Bodensee, Waldshut-Tiengen (Juli 2006). 

[6] Telefoninterview mit Walter Thiele, stellvertretender Sachgebietsleiter im Bereich Lan-
des- und Regionalplanung, Kempten im Allgäu (Juli 2006). 
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